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Aufgrund Ausgangslage für die interne Konsultation hat der AMV-Vorstand folgende 
Vorbemerkungen: 

● Die Rückmeldeschlaufen sind, wie schon im Vorinformationsschreiben vom 
9. April erläutert, ungewöhnlich konstruiert. Grundsätzlich ist nur der VSG 
direkt rückmeldungsberechtigt, subsidiär bezieht der VSG die Lehrpersonen 
via Kantonal- und Fachverbände mit ein. Dies ist in der aktuellen Phase der 
einzige von der Projektarchitektur vorgesehene Rückmeldungskanal für 
Lehrpersonen. 

● Das Präsidium des AMV war so nah am Prozess, wie dieser es zuliess. 
Dennoch bleiben auch innerhalb des Vorstands zahlreiche Fragen offen, die
sich entweder zu diesem Zeitpunkt noch nicht oder innerhalb der gegebenen 
Fristen nicht sinnvoll beantworten lassen. Die Projektleitung selbst sieht den 
aktuellen Stand als work in progress. 

● Wir haben uns aufgrund des Zeitdrucks, der Komplexität der Materie und des
stellenweise hohen      Detaillierungsgrads bei der Umfrage auf einige
Kernthemen bzw. MAR-Artikel beschränkt. Es sind diejenigen, welche die
Projektgruppen als grundlegend für die gymnasiale Maturität definiert 
haben. 

● Wir haben uns bemüht, unsere Sicht auf diese Themen in der Umfrage
zusammenfassend darzulegen. Zum Ausfüllen der Umfrage braucht es
zwingend die Synopse des MAR (S. 22-44) zur Hand. Auch ein Blick in die
wichtigsten Dokumente des Projekts und das Argumentarium des VSG ist 
zuweilen wichtig und hilfreich; eine möglichst breite Diskussion in den 
Kollegien wäre es ebenso. An einigen Schulen sind bereits entsprechende
Anlässe geplant.

● Die meisten Fragen decken sich mit denjenigen, die wir als Kantonalverband 
dem VSG beantworten müssen. Die Antworten werden quantitativ 
ausgewertet. Bei zusätzlichen Bemerkungen bemühen wir uns um eine
gebündelte, aber soweit wie möglich differenzierte Rückmeldung an den VSG. 

https://matu2023.ch/images/PDF/DE/MARMAV_Synopse_d.pdf
https://matu2023.ch/de/projekt-und-arbeitsgruppen/ueberpruefung-weiterer-bestimmungen-des-mar-mav
https://www.vsg-sspes.ch/fileadmin/user_upload/3a_Argumentarium_ZV_d.pdf


 

 

Artikel 9, Abs. 1, Fächerkategorien 

Aus Sicht des AMV ist Vorschlag 1 eine taugliche, moderate Entwicklung für ein 
modernes Gymnasium.  

Der Vorschlag 1 lässt mit Ausnahme der genaueren Fächerkategorien- und 
Funktionsdefinition die bisherigen Unterrichtsgefässe der Grundlagen-, Schwerpunkt- 
und Ergänzungsfach bestehen. 

Der Vorschlag 2 (zwei Schwerpunkt-, zwei Vertiefungsfächer mit Reduktion der 
Grundlagenfächer ab der 3. Klasse) und Vorschlag 3 (bis zu drei Wahlfächer nebst 
Schwerpunktfach) würden grundlegend die bisherige Struktur im Wahlpflichtbereich 
(Schwerpunktfach, Ergänzungsfach) aufbrechen.  

Artikel 9 Abs. 2, Grundlagenfächer 

Diese Erweiterung des Fächerkatalogs führt aus Sicht des AMV zwangsläufig zu einer 
Fächerüberfrachtung. Der Expertenbericht benennt diese Problematik und schlägt 
eine Anpassung der bestehenden Grundlagenfächer via Rahmenlehrplan vor. Es soll 
nach «Verzichtbarem» gesucht werden und mit «effizienten Unterrichtsverfahren» 
mehr Stoff in kürzerer Zeit vermittelt werden, (vgl. Expertenbericht S. 38.). Es handelt 
sich also nicht nur um eine Überfrachtung, sondern auch um eine Fragmentierung, da 
der erweiterte Fächerkatalog eigentlich nur mit einer Reduktion der Wochenlektionen 
zu erreichen wäre. Die im Expertenbericht angedeuteten Massnahmen gegen eine 
Überfrachtung bergen pädagogische wie auch standespolitische Risiken. Ob mit den 
drei Vorschlägen die vertiefte Gesellschaftsreife und die allgemeine Studierfähigkeit 
besser als bis anhin erreicht werden kann, erscheint uns daher fraglich. Im Teilprojekt 
6 von Kanti 22 (Stundentafel Gymnasium) wurde man sich zum Beispiel nach längeren 
Diskussionen einig, dass eine Fragmentierung in kleinere Facheinheiten nicht 
wünschenswert ist. 14 Grundlagenfächer in einem allenfalls noch stärker gegliederten 
Curriculum unterzubringen und dabei die Belastung der Schülerinnen und Schüler 
nicht merklich anwachsen zu lassen, scheint uns nicht möglich. Ein deutlich 
erweiterter Grundlagenfächerkatalog wird zudem Fragen zum Thema Promotion 
erneut und verschärft aufwerfen, falls die Kategorie «Grundlagenfach» zwingend eine 
Promotions- und Maturanote mit sich bringt. Noch mehr Fächer bei gleicher 
Gewichtung schaffen zusätzliche Kompensationsmöglichkeiten innerhalb der 
bestehenden Promotionsbestimmungen. Dies verringert indirekt das Gewicht anderer 
Fächer, insbesondere der als unabdingbar bezeichneten (vgl. Expertenbericht, S.13).  

Aus kantonaler Perspektive ergeben sich unterschiedlich schwierige Entscheide, 
deshalb werden die Fragen nachfolgend einzeln mitsamt einer kurzen Stellungnahme 
des AMV-Vorstands aufgelistet.  

Informatik/W&R als Grundlagenfächer 

Der AMV hält den vorgeschlagenen Grundlagenfachstatus für Wirtschaft und Recht 
sowie Informatik für richtig. Dies deckt sich mit der Position des Zentralvorstandes 
des VSG und dem Expertenbericht. 

Musik und Bildnerisches Gestalten neu beide als obligatorische 
Grundlagenfächer  

Der AMV-Vorstand plädiert für eine Beibehaltung der Wahlpflicht, entgegen der 
Stellungnahme der Experten und des VSG-Zentralvorstands. Aufgrund unserer 
Situation im Kanton Aargau stellt dieser Vorschlag nämlich in verschiedener Hinsicht 
eine grosse Herausforderung dar:  

1) Das Wahlpflichtfach Musik ist bei uns mit einem 
Instrumentalunterrichtsobligatorium verbunden. Dies ermöglicht den Schülerinnen 
und Schülern nebst der theoretischen Auseinandersetzung mit Musik einen vertieften, 
praktischen Zugang zum Fachbereich. Ein obligatorisches Grundlagenfach Musik 
würde wohl aus Kostengründen den Instrumentalunterricht – ähnlich der heutigen 
Lösung an den Fachmaturitätsschulen – vom Grundlagenfach lösen müssen und ihn 
freiwillig machen. Dies würde zu einer fundamentalen Umwälzung im Bereich 
Instrumentalunterricht an den Gymnasien führen, nachdem in den letzten Jahren 
Status und Bedeutung dieses Fachbereichs anerkannt und für wichtig befunden 
worden ist. 

2) Diese Veränderungen führen unweigerlich zu infrastrukturellen Problemen 
bezüglich Räumlichkeiten und Stundenplänen. Diese wären kaum zu bewältigen ohne 
eine Beschränkung beider Grundlagenfächer auf die ersten zwei Jahre. Diese zeitliche 
und dadurch zwangsläufig auch inhaltliche Einengung scheint uns nicht 
erstrebenswert. Wir anerkennen selbstverständlich die Bedeutung der musischen 



 

 

Fächer für die Lehrpersonenausbildung an den pädagogischen Hochschulen. 
Allerdings liessen sich die nötigen Kompetenzen auch mit einer vorausschauenden 
Wahl aus bestehenden Gefässen erwerben. 

Sport als Grundlagenfach 

Die Überführung von Sport in ein Grundlagenfach erscheint dem AMV grundsätzlich 
begrüssenswert. Das Fach Sport deckt auch theoretische Inhalte ab, welche den 
Schülerinnen und Schülern wertvolles Wissen und Kompetenzen vermitteln. Zu den 
transversalen Kompetenzen, wie sie in den Bildungszielen (Art 5 MAR, Bildungsziel) 
genannt werden, leistet das Fach Sport einen bedeutenden Beitrag. 

Die Überführung in ein Grundlagenfach steht zudem im Sinne eines kohärenten 
Bildungsgangs. Auch mit Blick auf die Vertiefungsstufe (Ergänzungsfach, allenfalls 
Schwerpunktfach) ist die Überführung in ein Grundlagenfach ein logischer Schritt, 
ebenso hinsichtlich der sich entwickelnden Studiengänge im Bereich 
Bewegungswissenschaften. 

Wie die Forderung nach einem “klar ausgewiesenen Anteil Sportwissenschaft” (VSG) 
besser sichtbar gemacht werden kann, ist eine Frage, die in der Umsetzung diskutiert 
und gelöst werden muss. 

Soll das bisher kantonal zulässige Grundlagenfach Philosophie neu als 
gesamtschweizerisch obligatorisches Grundlagenfach geführt werden? 

Der AMV Vorstand ist aus den in der Einleitung zu Art. 9 genannten Gründen 
skeptisch, nimmt aber keine rundweg ablehnende Haltung ein. Wir verstehen die 
zentrale Bedeutung des Fachs im Hinblick auf die vertiefte Gesellschaftsreife und 
teilweise auch auf die Studierfähigkeit. Es stellt sich aber die Frage, ob Philosophie am 
Anfang des Gymnasiums oder eher am Ende mehr zum Erreichen zentraler 
Bildungsziele beiträgt. Entsprechend unterschiedlich würden die Inhalte ausfallen. 
Damit verbunden ist einmal mehr die zentrale Frage der Strukturierung bzw. 
Gliederung des Curriculums. Mit einem Grundlagenfach Philosophie bedürfte es 
zwangsläufig einer Erhöhung des geistes- und sozialwissenschaftlichen Anteils im 
Lernbereich.  

«Religionen» als Grundlagenfach  

Wie das Expertengremium lehnt der AMV die Einführung von «Religionen» als 
eigenständiges Grundlagenfach ab, entgegen der Haltung des VSG-Zentralvorstands. 
Die Suche nach Lösungen für die bessere Verankerung religionswissenschaftlichen 
Stoffs z.B. via Rahmenlehrpläne bzw. transversal in bestehenden Fächern analog 
Politischer Bildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) unterstützen wir. 

Grundlagenfächer Philosophie und «Religionen» als Wahlpflichtfächer 

Eine Wahlpflichtlösung wäre im Hinblick auf die oben erwähnten Überlegungen und 
Kritikpunkte eher handhabbar. Für kleine Schulen kann es schwierig sein, bei einer 
Wahlpflichtlösung für ausreichend grosse und berechenbare Pensen zu sorgen. Der 
AMV Vorstand steht auch diesem Vorschlag skeptisch gegenüber.  

Artikel 9, Abs. 3 und 4 definieren die Schwerpunkt- und Ergänzungsfächer oder 
ersetzen letztere durch weitere Schwerpunkt- bzw. Vertiefungs- oder Wahlfächer. 

Der AMV sieht den pädagogischen Reiz eines fachlich erweiterten Wahlpflichtbereichs, 
welcher sicher auch aus Schüler*innenperspektive attraktiv wäre. Ein erweitertes 
Wahlpflichtangebot scheint uns daher – speziell im Bereich des heutigen 
Schwerpunktfachs – begrüssenswert. Freiheit beim Kombinieren von Fächern ist in 
diesem Sinn ebenfalls interessant und erfüllte ein Stück weit häufig geäusserte 
Forderungen nach überfachlicher Wissens- und Kompetenzförderung. Allerdings 
stellen sich bei einem höheren Anteil an Wahlfächern auch standespolitische Fragen, 
insbesondere in Bezug auf Pensenschwankungen aufgrund des Wahlverhaltens. 
Zudem kann die Öffnung im Wahlpflichtbereich gerade bei kleineren Schulen dazu 
führen, dass nur ein kleiner Teil der möglichen Fächer und Fachkombinationen 
angeboten werden kann. Die daraus resultierenden schulplanerischen und 
schulorganisatorischen Herausforderungen sind sehr schwierig abzuschätzen.  

Bereits im kantonalen Reformprojekt Kanti 22, Teilprojekt 6, wurde nach intensiven 
Diskussionen die stärkere Gewichtung des bisherigen Ergänzungsfachs kontrovers 
diskutiert. Dabei ging es unter anderem um den Zeitpunkt der Fächerwahl. Vorschlag 
2 der MAR-Reform wirft nun ähnliche Fragen auf: Die Wahl von bis zu drei 
Wahlpflichtfächern mit erheblichen Stundendotationen müsste gleichzeitig erfolgen. 
Zudem käme bei einer Öffnung im Wahlpflichtbereich eine handhabbare Stundentafel 



 

 

wohl nur mit einer Reduktion des Grundlagenfachbereichs in der 2. Hälfte des 
Gymnasiums zustande.  

 

Aus Sicht des AMV leisten Vorschlag 1 und 3 mit der Einteilung in Fächergruppen eine 
pädagogisch sinnvolle Öffnung im Wahlpflichtbereich, bergen aber ein geringeres 
standespolitisches Risiko als Vorschlag 2, welcher zwei Schwerpunktfächer und dafür 
kein Ergänzungsfach mehr vorsieht. Die Vorschläge 1 und 3 unterscheiden sich nur im 
Bereich Sport, welcher im Vorschlag 1 auch als Schwerpunktfach geführt wird.  

Art 9, Abs. 4: Wahlpflichtbereich (EF bzw. Ersatz EF)  

Der AMV-Vorstand sieht Vorschlag 1 als moderate Weiterentwicklung des MAR und 
begrüsst - wie im Schwerpunktfachbereich - die Öffnung und die 
Kombinationsmöglichkeit, welche ein individuelles Bildungsprofil, Interdisziplinarität 
sowie die Spezialisierungs- und Entwicklungsmöglichkeiten der Schulen fördern.  

Wie auch im Bereich der Schwerpunktfächer wird eine Öffnung der 
Ergänzungsfächerpalette wohl in vielen Fällen eine auf dem Papier sein und in der 
schulorganisatorischen (und finanziellen) Realität nicht annähernd stattfinden 
können. 

Artikel 11 Anteile der verschiedenen Lern- und Wahlbereiche. 

Alle Vorschläge sehen einen Ersatz der bisherigen Bandbreiten durch Mindestangaben 
vor und umfassen grob drei Problemstellungen: 

1) Die Vorschläge unterscheiden sich in den Zuteilungen der Mindestanteile in 
den Lernbereichen Sprachen, MINT, GSW, Kunst und im Wahlpflichtbereich. 

2) Aus der Summe der Mindestanteile ergibt sich als Differenz zu 100% der 
kantonale Handlungsspielraum. Dieser schwankt je nach Vorschlag zwischen 
10-15%, was ca. 12.5 – 18.5 Jahreswochenlektionen entspricht.  

3) Definition einer minimalen Lernzeit (neuer Abs. 2) gemäss Stundentafel für 
die Maturitätsfächer (ca. 3300 Stunden à 60min. auf vier Jahre) 

Für die Vergleichbarkeit der Maturitätslehrgänge zwischen den Kantonen sind v.a. die 
Mindestwerte zentral. 

Art. 11, Abs. 1 

Welche Auswirkungen die vorgeschlagenen Verschiebungen auf die Endkompetenzen 
der Schüler*innen haben, ist schwierig abzuschätzen. Die aktuell bestehenden 
Prozentanteile sind, wie im Expertenbericht vermerkt, ohne wissenschaftliche Basis 
und eigentlich historisch gewachsen. Deshalb gilt es Aspekte wie die Gleichwertigkeit 
der Abschlüsse in den 26 Kantonen, die kantonal unterschiedlichen Voraussetzungen 
für den Übertritt in die Sek II sowie die Massnahmen zur Stärkung der basalen 
Kompetenzen in die Überlegungen miteinzubeziehen. Soll zudem in den 
Fremdsprachen weiterhin Literaturunterricht ein Markenzeichen gymnasialer Bildung 
sein, so dürfte eine Reduktion des Sprachanteils wenig zielführend sein. 

Art. 11:  kantonaler Handlungsspielraum  

Die tatsächliche Wirkung eines kleineren Handlungsspielraums der Kantone – man 
erhofft sich erhöhte Vergleichbarkeit der Abschlüsse, Förderung von 
Mindestkompetenzen, vgl. Expertenbericht S. 22 bzw. VSG-Argumentarium Punkt F – 
ist aus unserer Sicht schwierig einzuschätzen. Trotz der genannten Argumente ist 
kantonaler Spielraum aus Aargauer Perspektive zum Beispiel für ein Weiterbestehen 
der Akzentfächer wichtig. Der VSG-Zentralvorstand setzt sich für eine Vergrösserung 
des kantonalen Handlungsspielraumes ein, der Expertenbericht spricht sich für eine 
Verkleinerung von aktuell ca. 12% auf 10% aus. Tendenziell plädieren wir für eine 
Lösung in der Nähe des Status quo, halten aber auch andere Lösungen für denk- und 
umsetzbar. Eine minimale Lernzeit scheint uns begrüssenswert, da sie Standards 
definiert, ohne aber die Kantone mit Obergrenzen einzuschränken 

Artikel 14, Prüfungsfächer (Abschlussprüfungen) und Prüfungsformate 

Die Fragen folgen der Auflistung in der Synopse, in welcher zuerst Art. 14, Abs. 2 

erscheint. 

Artikel 14, Abs. 2:  



 

 

Alle Vorschläge erhöhen die Zahl der Prüfungsfächer und fokussieren mehr auf die 
Resultate der Maturaprüfungen als bisher. Da die Vorschläge 2 und 3 mit jenen zur 
curricularen Struktur und zu den Fächerkategorien (Artikel 9) verknüpft sind, ist es 
schwierig, sich klar für den einen oder anderen auszusprechen. Der AMV-Vorstand 
unterstützt Vorschlag 1 aufgrund seiner organisatorisch kaum zu bewältigenden 
Anzahl Prüfungsfächer nicht. Vorschläge 2 und 3 bilden das Wahlverhalten der 
Schülerinnen und Schüler ab, erhöhen aber dabei die Anzahl der eidgenössisch 
vorgegeben Prüfungsfächer und verkleinern so den Spielraum der Kantone gegenüber 
dem Status quo.  

Artikel 14, Abs. 1:  

Aus Sicht des AMV sind beide Vorschläge denkbar und lassen sinnvolle 

Maturaprüfungsarrangements zu. Gerade für die Sprachfächer ist eine mündliche 

Prüfung allerdings wichtig, weshalb der AMV zu Vorschlag 2 tendiert. Über die beiden 

Vorschläge hinaus halten wir es für wichtig, alternative Prüfungsformate im Hinblick 

auf künftige Veränderungen zwar nicht vorzugeben, aber Möglichkeiten dafür 

offenzulassen. So bleibt den Kantonen ausreichend Gestaltungsspielraum für eine 

bildungspolitische Zukunft, die momentan schwierig einzuschätzen ist. 

Artikel 15, Abs. 1: Bewertung des Arbeitsprozesses der Maturaarbeit  

«Stimmfreigabe» 

Artikel 16, Abs. 2: Bestehensnormen Maturität 

Tendenziell begrüssen wir eine höhere Gewichtung der Maturaprüfungen im 

Verhältnis zu den Erfahrungsnoten (Argumentarium VSG und Empfehlung der 

Expertengruppen). Dies würde durch eine von den Erfahrungsnoten entkoppelte 

Bestehensnorm der Prüfungsfachnoten erreicht (speziell Littera c). Das grössere 

Gewicht der Abschlussprüfungen könnte die Schülerinnen und Schüler allenfalls auch 

besser auf grössere Prüfungsanlässe an den Hochschulen vorbereiten, wo es keine 

Erfahrungsnoten gibt. Das vorgeschlagene Verfahren führt zu einer leichten 

Verschärfung der Bestehensnorm. Eine noch grössere Verschärfung, wie sie mit dem 

Beibehalten der doppelten Kompensation für die Maturanoten zusätzlich zu den 

Neuerungen einherginge, sieht der AMV-Vorstand kritisch.  

Curriculare Struktur (neu, nach Artikel 9) 

Aus Sicht des AMV ist es wenig sinnvoll, eine Gliederung eidgenössisch vorzugeben, 
nicht zuletzt, weil es auf der Sekundarstufe I auch künftig erhebliche kantonale 
Unterschiede geben wird. Hinzu kommen die (besonders standespolitisch) schwierig 
einzuschätzenden Konsequenzen einer klaren Gliederungsvorgabe, die sich mit den 
bereits zu Artikel 9 geäusserten Bedenken decken. 

Die Variante 2, welche auf den ersten Blick zwar Elemente des jetzigen zweigliedrigen 
«Aargauer» Modells enthält, würde durch die Abwahlmöglichkeit zahlreicher 
Grundlagenfächer (mit Ausnahme der Erstsprache, Mathematik, 2. Landessprache und 
der 3. Sprache) die Bildung in diesen faktisch auf zwei Jahre beschränken. Aus unserer 
Sicht könnte dadurch das Ziel einer breiten Allgemeinbildung und das Erreichen einer 
vertieften Gesellschaftsreife zu wenig gut erreicht werden.  
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